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FORSCHUNG'

Schwieriger Lernprozeß
Das erste Mediationsverfahren zu einem abfallpolitischen Konflikt 

in Deutschland wurde wissenschaftlich ausgewertet
von Hans-Joachim Fietkau und Helmut Weidner

Das Mediationsverfahren zum Abfallwirt­
schaftskonzept des nordrhein-westfäli­
schen Kreises Neuss endete im August 
1993 mit einem „strittigen Kompromiß". In 
der deutschen Abfallpolitik sowie in der so­
zialwissenschaftlichen Umweltforschung 
hatte dieses Verfahren Pionierfunktion. Im 
folgenden werden die ersten zentralen Er­
gebnisse aus der interdisziplinär angeleg­
ten sozialwissenschaftlichen Begleitfor­
schung dargestellt.

Seit 1990 führt die Forschergruppe „Me­
diationsverfahren im Umweltschutz" der 
A^feilung Normbildung und Umwelt des 
\ enschaftszentrums Berlin (WZB) ein in­
ternational vergleichendes Projekt zu Me- 
diat.ionsverfahren durch, das vom Bundes­
ministerium für Forschung und Technologie 
finanziell gefördert wird. Im Zentrum des 
Projektes steht das Mediationsverfahren zur 
Weiterentwicklung und Umsetzung «des Ab­
fallwirtschaftskonzeptes im Kreis Neuss, 
das auf Anregung des WZB initiiert wurde. 
Es fanden neun große Mediationssitzungen 
sowie mehrere Sitzungen mit einem kleine­
ren Teilnehmerkreis zu spezifischen Fragen 
statt. An den großen Sitzungen nahmen 
zwischen 30 und 60 Personen teil, die rund 
30 Gruppen, Institutionen und Organisatio­
nen vertraten. Das Mediationsverfahren en­
dete mit einem „strittigen Kompromiß": 
während in zahlreichen Sach-,und Verfah­
rensfragen Übereinstimmung erzielt wurde, 
konnte über die Art der Entsorgungstechnik 
(„kalte oder heiße Verfahren") kein Kom­
promiß erreicht werden, sondern lediglich 
eine Mehrheitsentscheidung zugunsten 
einer MVA. Diese Frage wird jetzt auf recht­
lichem und politischem Wege entschieden 
werden.

Mit Hilfe des Mediationsverfahrens wollten 
die Beteiligten und der Mediator, Professor 
Georges Fülgrqff, feststellen, ob und gege­
benenfalls auf welche Weise sich das Ab­
fallwirtschaftskonzept so verändern ließe, 
„ daß es vom breiten Konsens der Bevölke­
rung getragen wird, daß es der Umwelt und 
den Menschen im Kreis Neuss nützt und 
gegebenenfalls Standortnachteile aus- 
gleicht"v. Die zuständigen politischen Gre­
mien, die durch Delegierte im Mediations­
verfahren vertreten waren, hatten zuge­
sagt, die Verfahrensergebnisse bei ihren 
Entscheidungen im förmlichen Verfahren zu 
berücksichtigen. Auf der neunten und letz­
ten Mediationssitzung, die Ende August 
stattfand, hielt der Mediator in einer mit 
den Hauptakteuren abgestimmten Presseer­
klärung zusammenfassend fest, daß in vie­
len Punkten eine Annäherung der beteilig­
ten Gruppen erreicht worden, die techni­
sche Lösung der Restabfallbehandlung je­
doch strittig geblieben sei. Die Kreisverwal­
tung blieb im wesentlichen bei ihrem Stand­
punkt, den Restmüll einer Müllverbren­
nungsanlage (MVA) zuzuführen; sie hielt 
aber offen, zum Zeitpunkt einer endgülti­
gen Entscheidung (etwa nach zwei Jahren) 
den Stand der Technik und der Rechtsinter­
pretation zu berücksichtigen. Die GRÜ­
NEN, Bürgerinitiativen und Umweltver­
bände beharrten auf ihrer Forderung nach 
einer biologisch-mechanischen Anlage 
(BMA). Der Mediator bot an, in dringenden 
Fällen weitere Mediationssitzungen zu or­
ganisieren und zu leiten.
Der Kreisumweltausschuß und der Kreistag 
beschlossen im September 1993 mit großer 
Mehrheit ein überarbeitetes Abfallwirt­
schaftskonzept („Grundzüge") und die Ein­
leitung einer Standortsicherung für eine

MVA. Bei den Beschlußfassungen wurden 
etliche Ergebnisse des Mediationsverfah­
rens berücksichtigt. ; ■ -

Eine interdisziplinär zusammengesetzte 
Forschungsgruppe hat intensiv den Entste­
hungsprozeß, den Ablauf und die Auswir­
kungen des Mediationsverfahrens unter­
sucht. Die Art und Intensität der sozialwis­
senschaftlichen Begleitforschung ist nach 
derzeitigem Kenntnisstand weltweit ohne 
Beispiel. In den USA und Kanada -  den 
Ländern mit der längsten Tradition in der 
Umweltmediation -  hat es vergleichbare 
Untersuchungen nicht gegeben. Die sozial­
wissenschaftliche Begleitforschung des 
WZB beruht auf unterschiedlichen und sehr 
aufwendigen methodischen Ansätzen. 
Hierzu zählen insbesondere:
•  die teilnehmende Beobachtung durch 

zwei bis vier Mitglieder des Forschungs­
projektes an allen Mediationssitzungen

•  Tonbandaufzeichnungen aller Mediati­
onssitzungen sowie die Videoaufzeich­
nung einer Sitzung

•  Transkription und inhaltsanalytische Aus­
wertung der Tonbandmitschnitte: quanti­
tative (überwiegend deskriptiv-statisti­
sche) Auswertung anhand eines selbst­
entwickelten Kategoriensystems sowie 
qualitative Auswertung nach ausgewähl­
ten Themen

•  strukturierte Interviews (von durchschnitt­
lich 1,5 bis zwei Stunden Dauer) 
während und nach dem Verfahren mit 
den Verfahrensbeteiligten sowie mit Ver­
tretern relevanter Kontextgruppen (das 
heißt Gruppen, die -  wie etwa die Ent­
sorgungswirtschaft -  nicht am Verfahren 
teilnahmen); qualitative Auswertung der 
Interviewprotokolle, überwiegend mit
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dem Ziel, politische und soziale „Hinter­
grundeinflüsse" zu erfassen

•  strukturierte Interviews (Tonbandmit­
schnitte) mit dem Mediator

•  Fragebogenerhebungen nach jeder Me­
diationssitzung bei den Verfahrensbetei­
ligten, beim Mediator und bei den wis­
senschaftlichen Beobachtern (WZB-Pro- 
jektteam)

•  etwa zwei Monate nach Beendigung 
des Mediationsverfahrens eine Fragebo­
generhebung bei allen Personen, die 
mindestens an zwei Mediationssitzun­
gen teilgenommen haben sowie

•  eine qualitative und quantitative inhalts- 
anal/tische Auswertung der offiziellen 
Sitzungsprotokolle des Kreisumweltaus­
schusses aus den zurückliegenden Jah­
ren, unter anderem um die Entwicklung 
der Diskussionsinhalte im Zeitablauf an­
hand eines selbstentwickelten Kategori­
ensystems zu erfassen

Eine geschulte Psychologin beobachtete 
und protokollierte die Vorgespräche, die 

er Mediator mit potentiellen Verfahrens­
teilnehmern geführt hatte. Dokumentiert 
und ausgewertet wurden auch die abfallbe­
zogenen Berichte in der Regionalpresse 
und die Reaktionen der Mediationsge­
schäftsstelle auf Anfragen der Teilnehmer. 
Für den internationalen Vergleich wurde ein 
Kriterienkatalog zur Durchführung von Fall­
studien entwickelt; die Fallstudien werden 
von ausländischen Forschungsteams in 
Österreich, Schweiz, Niederlande, Japan, 
USA und Kanada durchgeführt.

Die Teilnehmer des Neusser Mediationsver­
fahrens zeigten große Bereitschaft, an den 
für sie teilweise sehr aufwendigen sozial­
wissenschaftlichen Erhebungen mitzuwir­
ken: alle waren auch zu persönlichen Inter­
views bereit; überraschend hoch ist auch 
die neunzigprozentige Rücklaufquote des 
umfangreichen Abschlußfragebogens. Auf­
grund der aufwendigen Erhebungs- und 
Auswertungsmethoden sowie der äußerst 

( nfangreichen Datenmenge sind eine ab­
schließende Auswertung und Publikation 
erst für Ende 1994 geplant2.

Mit der Einführung von Mediationsverfah­
ren als Ergänzung konventioneller Verfah­
ren der Konfliktregelung im Umweltbereich 
ist eine Vielzahl organisatorischer, rechtli­
cher, politischer und demokratietheoreti­
scher Prinzipien ängesprochen, die in der 
gesellschaftlichen und wissenschaftlichen 
Diskussion kontrovers debattiert werden. 
Unter Berücksichtigung der Befragungser­
gebnisse gehen wir im folgenden auf einige 
damit verbundene Fragen sowie auf die „In­
nenansicht" des Verfahrens durch die Betei­
ligten ein.

Partizipationshürden
Mediationsverfahren zeichnen sich ge­
genüber konventionellen Planungsverfah­
ren unter anderem dadurch aus, daß sie 
einem größeren Kreis von Betroffenen und 
umweltpolitisch Interessierten Möglichkei-
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ten bieten, auf umweltrelevante Entschei­
dungen Einfluß zu nehmen. Da dies mit 
einem hohen Zeit- und Arbeitsaufwand ver­
bunden ist, stoßen gerade Umweltgruppen 
schnell an die Grenzen ihrer Belastbarkeit 
und Organisationsfähigkeit. In den daraus 
erwachsenden Belastungssituationen rea­
gieren sie besonders sensibel auf Prozedu­
ren und Vorkommnisse, die ihnen den Ein­
druck vermitteln, das Mediationsverfahren 
sei eine „scheinpartizipative" Veranstal­
tung. Gleiches gilt auch für andere Perso­
nen, die nicht von Amts wegen oder aus 
wirtschaftlichen Interessen am Verfahren 
partizipieren.
Mediationsverfal len finden nicht in einem 
gesellschaftlich-politisch „sterilen" Raum 
statt: die Gruppenvertreter setzen -  wenn 
auch kontrollierter -  nach wie vor ihre funk­
tionstypischen Mittel ein, um ihre Interessen 
zu vertreten. Hierbei haben einige Grup­
pen aufgrund ihrer finanziellen Mittel und 
ihrer Erfahrungen erhebliche Vorteile. Eine 
der zentralen Aufgaben des Mediators war 
es deshalb, die hierdurch entstehenden un­
terschiedlichen Machtverhältnisse und 
Spannungen auszugleichen und zu bereini­
gen. Für diese Aufgabe muß der Mediator 
über eine geschulte Verhandlungsführung 
und über eine ausreichende Reputation ver­
fügen.

Knappe Geldmittel vermindern die Chan­
cen beteiligter Gruppen, das gegenüber 
förmlichen Verfahren erweiterte Partizipati­
onsangebot auszuschöpfen. Dem konnte 
nur in geringem Maße durch finanzielle 
Unterstützung gegengesteuert werden. 
Möglicherweise waren die Teilnehmer 
nicht ausreichend, über die Existenz eines 
Hilfsfonds informiert worden. (Im Neusser 
Mediationsverfahren war vom WZB ein 
spezieller Unterstützungsfonds aus Mitteln 
des BMFT eingerichtet worden, der vom 
Mediator treuhänderisch verwaltet wurde. 
Der Fonds wurde beispielsweise benutzt, 
um Honorare für Experten, die auf Wunsch 
der Umweltgruppen eingeladen worden 
waren, oder den Besuch von Fachtagun­
gen zu finanzieren.) Gerade zeitlich auf­
wendige Mediationsverfahren zu komple­
xen Problemfeldern bedürfen, so unsere Er­
fahrung, eines Unterstützungsfonds für fi­
nanzschwache Teiinehmergruppen, um ge­
sellschaftlich sowie politisch und rechtlich 
vorgegebene Unterschiede in den Ein­
flußchancen zu verringern. Diese Unter­
schiede können nur gemildert und nicht 
gänzlich aufgehoben werden. Deshalb 
werden Umweltgruppen diese strukturell 
angelegten Spannungsverhältnisse nur 
aushalten, wenn der Umgang mit verfah­
rensbezogenen Basiselementen (Fairneß, 
Transparenz) Erwartungen in die Überzeu­
gungskraft des Arguments und des Dialogs 
rechtfertigen und glaubhaft machen.

Verfahrensregeln
Die internen Verfahrensregeln (Geschäfts­
ordnung) beschränkten sich im Neusser Ver­
fahren auf einige wenige, zumeist general­
klauselartig formulierte Postúlate. Pressever­
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treter waren vom Verfahren ausgeschlos­
sen, um den Beteiligten einen „Schutzraum" 
zu gewährleisten und öffentlichkeitsorien­
tierte Rituale („politische Fensterreden") zu 
minimieren. Die Beteiligten hatten der Regel 
zugestimmt, Verfahrensinterna, insbeson­
dere solche, die von anderen Beteiligten 
herrührten, nicht nach außen zu spielen. 
Hier ergab sich eine Grauzone, die bei 
einer engeren Auslegung dieser Regel zahl­
reiche Streitigkeiten hätte auslöseh können. 
Im Verlauf der Mediation kam es jedoch nur 
zu drei Verstößen gegen diese Regel, die im 
Mediationskreis thematisiert und durch Er­
klärungen der Verursacher bereinigt wur­
den. Die Teilnehmer waren hoch motiviert, 
den „Geist und Inhalt" der (nach juristi­
schen Kriterien äußerst vagen) Selbstbin­
dungsregeln zu verwirklichen. Über die Sit­
zungen wurde nicht systematisch und um­
fänglich Protokoll geführt, in aller Regel fer­
tigte der Mediator Ergebnisprotokolle an. 
Angesichts einer solchen rudimentären Ver­
fahrensordnung ist die geringe Zahl verfah­
rensbezogener Streitigkeiten erstaunlich. 
Erst zum Ende des Verfahrens hin wurde 
(außerhalb der Mediationssitzungen!) ver­
einzelt Kritik an unklaren Verfahrensregeln 
und der Wunsch nach zielführenden Rege­
lungen laut.

Als vorläufiges Fazit ist festzuhalten: eine 
kontinuierliche protokollarische Fixierung 
offen gebliebener Fragen sowie von erziel­
ten Kompromissen könnte hilfreich dabei 
sein, die ungelösten größeren Konflikt­
punkte zu verdeutlichen und stets im Auge 
zu behalten. Dadurch könnte verhindert 
werden, daß auf den letzten Sitzungen Pro­
bleme unter Zeitdruck aufgearbeitet wer­
den müssen, die zuvor auf die „lange Bank" 
geschoben worden waren.

Einzelbefunde
Die Beteiligten hatten unterschiedliche 
Gründe, am Verfahren teilzunehmen: sie 
reichten von der Akzeptanzbeschaffung für 
die eigene Position, der Hoffnung, Bela­
stungen von der eigenen* Wohngegend 
fernzuhalten über die Informationsbeschaf­
fung und die Rückgewinnung von Vertrauen 
in die Politik bis zur Durchsetzung abfall­
wirtschaftlicher Grundpositionen und zur 
Lust, neue Formen von Bürgerbeteiligung zu 
erproben, mit der Hoffnung, sich vielleicht 
damit zu profilieren. Das Verfahren er­
zeugte eine Eigendynamik: Auch wenn 
mancher der Beteiligten die Teilnahme am 
Mediationsverfahren phasenweise als ver­
tane Zeit oder als Enttäuschung empfand, 
wurden die „Folgekosten" eines Ausstiegs 
als zu hoch eingeschätzt, um dies auch 
tatsächlich zu tun. Das Verfahren hat sehr 
deutlich gemacht, daß es den Verfahrens­
beteiligten neben der Entwicklung einer um­
weltgerechten Problemlösung (darüber, was 
das ist, gehen die Meinungen jedoch aus­
einander) auch um Anerkennung der eige­
nen Person, der eigenen Bezugsgruppe und 
der eigenen Position geht, und daß der Zu­
gang zu Informationen einen eigenständi­
gen Wert besitzt.
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FORSCHUNG
Die sachbezogenen Diskussionen im Me­
diationsverfahren haben zu einer Revision - 
von zentralen Daten des ursprünglichen 
Abfall Wirtschaftskonzeptes geführt und 
Probleme bei der Daten läge aufgezeigt.

Positiv hervorzuheben ist auch, daß Mög­
lichkeiten für weitergehende Maßnahmen 
zur Abfallvermeidung und -Verwertung auf­
gezeigt wurden, die in einigen Fällen allge­
meine Zustimmung fanden. Die Abfallda­
tengrundlage ist in mehrfacher Hinsicht er­
heblich verbessert worden und die Erfas­
sung der Abfallströme erfolgt wesentlich dif­
ferenzierter. Unmittelbar nach Verfah­
rensende hat die Verwaltung ihre Planungs­
daten für die Abfallrestmenge, die ver­
brannt und deponiert werden soll, entschei­
dend gesenkt.
Keine Einigung ist in der strittigsten Frage 
erzielt worden, ob das Abfallwirtschafts­
konzept ausschließlich „kalte" Entsorgungs­
techniken (biologisch-mechanische Anla­
gen et cetera) enthalten solle oder nur mit 

ir  zusätzlichen MVA möglich und geset- 
^wokonform sei.
Gleichwohl gelang es durch die Gutach­
ten, die im Verlauf des Verfahrens erstellt 
wurden, und die darauf folgenden Diskus­
sionen, das Konfliktfeld.zu präzisieren (und 
damit einzugrenzen). Da die wesentlichen 
Differenzen hierdurch deutlicher hervortre­
ten, ist es möglich, die Entscheidungs­
grundlage für den inzwischen laufenden 
politischen „Normalprozeß" und für das 
förmliche Verfahren „folgenbewußter", das 
heißt in besserer Kenntnis der möglichen 
Reaktionen beteiligter Gruppen^ zu disku­
tieren.

Der Mediator bestimmte wesentlich den 
Verfahrensablauf. Er machte auf die beob­
achtenden Wissenschaftler in seiner Ver­
fahrensgestaltung einen direktiven, oft 
drängenden und ungeduldigen und, insbe­
sondere gegenüber der Verwaltung, gele­
gentlich harschen Eindruck. Möglicher- . 
j ~e war dies aber der Preis für das er­
staunlich schnelle -  aus Sicht des WZß-Pro- 
jektteams manchmal zu schnelle -  Voran­
schreiten in der Sache. Das Projektteam 
bewertete im Rahmen seiner internen Ana­
lysen dieses Verhalten des Mediators gele­
gentlich als verfahrensgefährdend. Zu Un­
recht, denn diese Bewertung stand in W i­
derspruch zu den Angaben der Verfah­
rensbeteiligten bei der Fragebogenerhe­
bung, die den Mediator während des lau­
fenden Verfahrens im Mittel ausgespro­
chen positiv beurteilten.
Ein Grund für die unterschiedliche Bewer­
tung liegt vielleicht darin, daß das wissen­
schaftlich orientierte Projektteam dei Me­
diator in erster Linie an Eigenschaften maß 
(wie zum Beispiel „Geduld", „Zuhören kön­
nen", „Standpunkte integrieren" oder „alle 
zu Wort kommen lassen"), wie sie in der 
Fachliteratur gefordert werden. Es ist anzu­
nehmen, daß die Verfahrensbeteiligten 
den Mediator vorrangig am praktischem 
Nutzen maßen, den ihnen das Verfahren 
brachte (zum Beispiel Informationsge­
winne, Partizipationsmöglichkeiten und die

Möglichkeit, Politikstrategien öffentlich 
transparent werden zu lassen). Ihr Ver­
gleichsmaßstab beruhte im wesentlichen 
auf ihren bisherigen Erfahrungen mit politi­
schen Formen der Konfliktaustragung. 
Nach Beendigung des Verfahrens, und 
dessen insbesondere für die Umweitgrup­
pen enttäuschendem Ergebnis, wurde die 
Rolle des Mediators kritischer beurteilt; 
eine abschließende Fragebogenduswer- 
tung hierzu steht noch aus. Dem Mediator 
sind diese Urteilsbrüche bewußt; er nahm 
sie bewußt in Kauf. Verfahrenseffektivität 
wer ihm offensichtlich wichtiger als die 
Übereinstimmung mit der Theorie oder der 
Wunsch, es allen recht zu machen. Seine 
Aufgabe sah er wohl eher darin, anstelle 
einer prozeßorientierten eine ergebnis- 
orienfierte Rolle einzunehmen.

Einflüsse der Politik *
Mediationsverfahren können den norma­
len politischen Prozeß nicht ersetzen oder 
außer Kraft setzen. Angesichts der äußerst 
vielschichtigen Konfliktfelder und der von 
zahlreichen unterschiedlichen Interessenla­
gen bestimmten „Politikarena Abfallwirt­
schaft", die weit über die regionale Dimen­
sion hinausreichen, wäre es sehr unreali­
stisch, von den Mediationsverfahren eine 
derartig dominierende Rolle zu erwar­
ten; eine solche, die förmlichen Verfahren 
weitgehend aushebelnde Funktion wäre 
demokratietheoretisch und rechtlich 
äußerst bedenklich. Im Verlauf des Neusser 
Mediationsverfahrens und insbesondere 
nach seiner Beendigung hat sich gezeigt, 
daß die „Gravitationskräfte" des politi­
schen Normalprozesses zwar zeitweilig 
abgeschirmt, jedoch nicht aufgehoben 
werden können. Großen Einfluß auf das 
laufende Verfahren hatten die politischen 
Entwicklungen außerhalb des Kreises (wie 
zum Beispiel die Verabschiedung der Tech­
nischen Anleitung Siedlungsabfall und des 
Investitionserleichterungs- und Wohnbau­
landgesetzes mit teilweise einschneiden­
den Änderungen des bisherigen Bundes­
abfallrechts, landespolitische Erlasse und 
Stellungnahmen sowie die Organisation 
des „Dualen Systems Deutschland"). Aber 
auch das Verhalten der Politiker und Par­
teien sowie die Interessenkoristellationen 
innerhalb des Kreises (etwa Abstimmungs­
prozesse zwischen den traditionellen politi­
schen Parteien sowie Überlappungen und 
Verknüpfungen mit anderen Politikthemen 
wie zum Beispiel Industriepolitik, Aktivitä­
ten der kreisansässigen Entsorgungswirt­
schaft und des monopolistischen Energie­
versorgungsunternehmens) hatten starke 
Auswirkungen auf das Verfahren und präg­
ten die Verhandlungsspielräume.

Mit dem Ende des Mediationsverfahrens 
traten die traditionellen politischen Spielre­
geln wieder in Kraft: Anschuldigungen, Ver­
dächtigungen und Drohungen, Schwarz- 
Weiß-Malerei und persönliche Diskriminie­
rungen schwappten hoch, Differenzen wur­
den stärker als Gemeinsamkeiten betont. 
Uber die Gründe hierfür können wir beim

derzeitigen Stand der Untersuchung und 
unserer sozialwissenschaftlichen Begleitfor­
schung noch keine Aussage treffen: Mögli­
cherweise ist diese Entwicklung ein vorü­
bergehender Frustrationseffekt aufgrund 
des Mediationsergebnisses. Sie könnte 
aber auch eine Folge außergewöhnlicher 
Begleitumstände sein (1994 stehen Bundes­
tags-, Europa- und Kommunalwahlen vor 
der Tür, mit den Bei Wahlkämpfen üblichen 
polarisierenden Auseinandersetzungen). 
Vielleicht ist aber auch mehr Zeit und 
Praxiserfahrung notwendig, als mit diesem 
einen und für die Beteiligten ersten Mediati­
onsverfahren gegeben war, um zu lernen, 
mit „strittigen Kompromissen" -  sofern sie 
aus einem fairen Verfahren hervorgehen -  
anders umzugehen.

Die insbesondere von Niklas Luhmann ver­
tretene These, Partizipation ohne förmliche 
Entscheidungskompetenz erhöhe die Fru­
stration der Beteiligten und damit das Kon­
fliktniveau, konnte bei diesem Verfahren je­
doch nicht bestätigt werden: vor dem Me­
diation sver fahren war der Ton der politi­
schen Auseinandersetzung eher noch schril­
ler, und auch gegenwärtig noch signalisie­
ren Vertreter zentraler Gruppen und Institu­
tionen ihr Interesse, den Gesprächsfaden 
wieder aufzunehmen. ♦
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Anmerkungen
1 zitiert aus der Informationsschrift der Mediations-Ge­

schäftsstelle, die vom W ZB im Kreis Neuss eingerich­
tet worden war

2 Die Veröffentlichung deF zentralen Ergebnisse wird in 
Buchform erfolgen; über Einzelaspekte ist in Fachzeit­
schriften, Zeitungen und in der’Schriftenreihe der Ab­
teilung „Normbilaung und Umwelt" des W ZB berich­
tet worden.
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